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Betrachtungen über die politische Entwicklung 
der französischen Katholiken* 

Vom Widerstand zum Aufbau. 

In unserem letzten Beitrag hatten wir uns eine Defi
nition der Widerstandsbewegung zu geben versucht, in 
welcher die Katholiken tatkräftig mitarbeiteten. Nur 
•wenn man sich klar vor Augen hält, dass der Widerstand 
zwar zunächst — und gewissermassen in seiner äusseren 
Erscheinungsform — eine gegen den Landesfeind ge
richtete Bewegung war, wesentlich aber doch für eine 
neue Gesellschaftsordnung zu kämpfen gedachte, wird 
man ihre ganze, auch heute noch bestehende Problema
tik erfassen können. Denn die «résistance» hat sich nach 
der Vertreibung der Deutschen aus dem Lande keines
wegs aufgelöst und ihre Aufgabe als beendet betrachtet. 
Vielmehr war sie der Ansicht, dass jetzt erst die eigent
liche positive Arbeit beginnen könne. Sie hat sich daher 
nicht gescheut, gegen verschiedene von der Regierung 
getroffenen Massnahmen Verwahrung einzulegen und 
erklärt, dass sie keineswegs gewillt sei, sich auf ein 
totes Geleise schieben zu lassen. 

Daraus ergibt sich für die Katholiken wieder die 
Frage nach einer Zusammenarbeit mit den andern 
Gruppen. Doch nun handelt es sich nicht mehr um eine 
einheitliche Kampffront gegen einen gemeinsamen 
Feind, sondern um eine A r b e i t s g e m e i n s c h a f t 
französischer Männer, welche sich zur Aufgabe gestellt 
haben, ihr Land einer besseren Zukunft entgegenzufüh
ren. Sie kommen von den verschiedensten politischen 
Horizonten und sind sich zunächst einmal im «Nega
tiven« einig: das im Juni 1940 zusammengebrochene Re
gime darf nicht wiederkommen. Ueber diese Tatsache 
hinaus wurde bereits in der Illegalität ein gemeinsames 
Aufbauprogramm entworfen, das auch durch die Schwei

zer Pres.są .bekanntgegeben wurde ,jjnd_an dessen. Aus_ 
arbeitung die Katholiken einen hervorragenden Anteil 
hatten. 

Hier wollen wir nur auf das innerpolitische Pro
gramm eingehen und uns mit der Stellungnahme der 
Katholiken näher befassen. Dieses Programm ist voll
kommen auf die E r r i c h t u n g e i n e r g e r e c h t e 
r e n s o z i a l e n O r d n u n g abgestimmt und in die
sem Sinne «revolutionär» zu nennen. Allen Bevölke
rungsklassen und allen geistigen Gruppen des Landes 
soll ein gleiches Recht auf Entfaltung eingeräumt wer
den. Es ergibt sich daraus die Notwendigkeit einer ge
wissen Toleranz, selbst politischen Feinden gegenüber 
und von allen Parteien ein Verzicht auf jeglichen «To
talitarismus». Das aber bedeutet Neutralität des Stan
des. Man hat es darum für nötig gefunden — so be
dauerlich es auch manchem erscheinen mag — die von 
Pétain in den Gerichtssälen angebrachten Kruzifixe 
wieder zu entfernen. Nicht um den Katholiken gegen
über eine Unfreundlichkeit zu begehen, sondern um zu 
vermeiden, dass Andersdenkende an einem vom Staate 
geförderten Glaubensdogma Anstoss nehmen können. 
Die Tatsache, dass diese Kruzifixe gerade von Pétains 
Regime wieder eingeführt wurden, mag dabei von Wich
tigkeit sein. Aber man will grundsätzlich eine Bevor
zugung — und sei es auch nur eine scheinbare — irgend 
einer «Weltanschauung» vermeiden und alle gleich
berechtigt nebeneinander leben lassen. 

Es ist interessant, dass gerade von kommunistischer 
Seite diese Tendenz zur «union sacrée» nachdrücklich 
unterstützt wird. So erliess die ihnen nahestehende «so
zialistischrevolutionäre Bewegung» ein Manifest, in 
dem man ungefähr folgendes lesen konnte: 
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«Die gesellschaftliche Zersplitterung des Landes 
verbietet uns, zu glauben, dass eine einzige Gruppe oder 
Partei die einmütige Zustimmung des französischen Vol
kes finden kann. Im neuen Frankreich wird nicht mehr 
ein Teil der Nation einen anderen unterdrücken dürfen, 
die religiöse Intoleranz wird vor der Achtung der allge
meinen Gewissensfreiheit weichen müssen. Es kann sich 
also nicht darum handeln, die verschiedenen, schon or
ganisierten Kräfte der Nation zu ignorieren. Die kom
munistische Partei ist eine dieser Kräfte, der Syndika
lismus und die christlichsoziale Bewegung sind andere. 
Nur ein gemeinsames Zusammenarbeiten aller kann die 
Gesundung Frankreichs gewährleisten.» 

Solche Aeusserungen können taktische Täuschungs
manöver sein. Man wird sie mit Vorsicht zur Kenntnis 
nehmen müssen. Die durch das deutsch-russische Bünd
nis bedingte Einstellung der Kommunisten ist noch un
vergessen. Doch liegt diese augenblickliche Haltung 
durchaus in ihrem Interesse. Ihre Partei, obwohl sie die 
einzige ist, die keiner Umorganisation bedarf, ist der 
sozialistischen und radikalsozialistischen an politischer 
Stärke und Einflusskraft unterlegen. Dagegen üben die 
Kommunisten in den örtlichen und departementalen Be
freiungsausschüssen einen relativ stärkeren Einfluss 
aus, sodass ihnen deren Auflösung oder auch nur eine 
Beeinträchtigung ihres Betätigungsfeldes nicht wün
schenswert erscheinen kann. Andererseits würden sie 
gewiss einen beträchtlichen Teil ihrer Anhängerschaft 
verlieren, wollten sie jetzt wieder zum Dogma marxisti
scher Intoleranz zurückkehren. Solange sie sich aber 
tolerant zeigen, solange ihr Programm praktisch eine 
Soziallehre, eine Wirtschaftsplanung bleibt und sich 
nicht als totalitäre Weltanschauung — jedenfalls den 
Aussenstehenden gegenüber — gibt, sehen die franzö
sischen Katholiken keinen Anlass, nicht bei der. Lösung 
«technischer» Fragen weiter mit ihnen zusammenzuar
beiten. 

Denn schliesslich handelt es sich nicht nur um die 
Kommunisten. Die französische Widerstandsbewegung 
umfasst — zum Unterschied zu der belgischen oder grie
chischen, die ein fast ausschliesslich klassenpolitisches 
Gepräge aufweisen und daher zu offenem Konflikt mit 
ihren auf breiter nationaler Basis aufgebauten Regie
rungen kommen mussten — alle Bevölkerungskreise. Es 
ist wohl möglich, dass eine grundsätzliche, vielleicht 
sogar gewaltsame Auseinandersetzung auch Frankreich 
nicht erspart bleiben wird. Im Augenblick jedenfalls 
will man alles vermeiden — und zwar aus gutverstan
denem nationalem Interesse, was die endlich wiederge
fundene Einheit von neuem gefährden könnte. Die bit
teren Erfahrungen, welche die Franzosen durch ihre 
Uneinigkeit gemacht haben — und die Niederlage muss 
ihr zweifellos zum Teil zur Last gelegt werden — sind 
noch in aller Gedächtnis. Doch will man diesmal nicht 
wieder die innere Geschlossenheit auf Kosten der Ge
rechtigkeit erkaufen. «Es kann sich nicht mehr darum 
handeln», schreibt Georges Bernanos in seinen «Lettres 
aux Anglais», «ob die Gerechtigkeit der Unordnung vor
zuziehen sei, sondern nur darum, wie man die Gerechtig
keit walten lasse, damit Ordnung herrsche.» 

Die scheinbar gegensätzlichen Parolen der Volks
front sollen jetzt miteinander verquickt werden. Die Lo
sung heisst «Ordnung durch Revolution», aber, wie 
Georges Bidault sagte, «Revolution durch Gesetz». 

Jede gewaltsame Ordnung würde zur Anarchie füh
ren. Jeder Versuch aber, einzelne Bevölkerungsgruppen 

oder politische Parteien von der Mitarbeit am Staate 
auszuschliessen, würde das Land in einen Bürgerkrieg 
zu stürzen drohen. 

Die Strukturreform. 
Die Strukturreform, welche nunmehr in Angriff ge

nommen werden soll, wird z w e i Ge b i e t e umfassen : 
d a s w i r t s c h a f t l i c h - s o z i a l e u n d d a s i n 
s t i t u t i o n e l l - v e r f a s s u n g s r e c h t l i c h e . 

Das eine ergibt sich aus dem andern. Der skeptische 
Franzose pflegt bei allen Neuerungen zu sagen: «Pius 
cela change, plus c'est la même chose». Tatsächlich ist 
trotz aller Revolutionen die Verfassungsstruktur in 
Frankreich seit 250 Jahren die gleiche geblieben. Darauf 
beruht gewiss zum Teil das allmähliche Versagen des 
Staatsorganismus. Die von den letzten Bourbonen an
gebahnte Zentralisation ist von Napoleon vollendet wor
den. Sie wurde auch von der Republik übernommen und 
ist im Grunde autoritär. Die höheren Beamten — allen 
voran die mit diktatorischen Vollmachten ausgestatteten 
Präfekten — wurden ausschliesslich von der Regierung 
ernannt. Darum versuchten die verschiedenen Mächte
gruppen auf diese Einfluss zu gewinnen, am besten über 
die Mitglieder der Kammern, welche man mehr oder 
weniger «käuflich zu erwerben» versuchte. 

Jetzt bemüht man sich sichtlich, wieder einen Aus
gleich zwischen Zentral- und Lokalgewalt herzustellen. 
Zwar wird die parlamentarische Republik aufrecht er
halten bleiben. «Frankreich ist zu gross, um, wie die 
Schweiz, eine Republik von Kantonen, zu klein, um, wie 
die Vereinigten Staaten, eine Republik einzelner Länder 
zu werden», heisst es in einem sozialistischen Verfas
sungsprojekt. Doch besteht eine gewisse Dezentrali
sation augenblicklich schon faktisch, da die fehlenden 
Verkehrs- und Nachrichtenmittel es der Regierung nicht 
immer erlauben, ihre Befehle durchzugeben. Zweifellos 
wird man versuchen, gewisse f ö d e r a l i s t i s c h e 
P r i n z i p i e n auch weiter beizubehalten. Wenn die vor 
einigen Wochen im Papstpalast zu Avignon tagenden 
Vertreter der Widerstandsbewegung sich die «General
staaten des neuen Frankreich» nannten und damit einen 
Namen aus der Frühzeit der Monarchie wählten, wäh
rend der die Provinzen sich weitgehender Autonomie 
erfreuten, so ist diese Entwicklung damit bereits sym
bolisch angedeutet. Jedenfalls wird die Macht des Prä
sidenten der Republik verstärkt werden. Auch ist es 
möglich, dass man ein Einkammerprojekt wählen wird, 
damit nicht weiter die eine Kammer gegen die andere 
ausgespielt werden kann. Der Senat soll eventuell durch 
eine beratende Körperschaft ersetzt werden, welche 
nach einer linksstehenden Zeitschrift die «industriellen, 
landwirtschaftlichen, erzieherischen, kulturellen, geisti
gen und moralischen Kräfte der Nation vertreten», ein 
Vorschlag, der von katholischer Seite warm begrüsst 
worden ist. 

Was die soziale Reform anbetrifft, so ist gerade von 
katholischer Seite die unheilvolle Macht des Hochkapi
talismus erkannt worden. Sie soll nun gebrochen werden. 

Das heiss nicht, dass man die «Kapitalisten» sinnlos 
zu entrechten gedenkt. Aber man hat begriffen, dass 
d e r w a h r e K e r n d e r s o z i a l e n F r a g e nicht im 
Problem Arbeitgeber - Arbeitnehmer enthalten ist, son
dern im Problem Kapital - Arbeit. Die grundsätzliche 
Scheidung in zwei Klassen, von denen die eine nicht nur 
Geld im Ueberfluss besitzt, sondern auch die dem Ar
beiter unentbehrlichen Produktionsmittel, verursacht 



— 261 — 

die prinzipielle Abhängigkeit des Proletariats von der 
besitzenden Klasse. Indem diese über die Maschinen ver
fügt, verfügt sie zwangsläufig auch über den Arbeiter. 
Dies aber widerspricht dem Grundsatz der Gleichheit 
der Menschen. Nicht dem der materiellen Gleichheit — 
immer wird es Arme und Reiche geben, sondern der 
reellen. Darum sieht man für die grossen Betriebe, mit 
faktisch monopolistischem Gepräge, eine Vergesell-
schaftlichung (nicht Verstaatlichung) vor, damit der 
Arbeiter nicht nur an der Führung der Fabriken, son
dern auch an ihrem Besitz teilhaben kann. 

Durch die Sozialisierung der Mammut-Betriebe (die 
mittelgrossen und kleinen sollen dem Privatbetrieb er
halten bleiben), hofft man das Proletariat beseitigen zu 
können und damit jene soziale Gerechtigkeit zu verwirk
lichen, welche die Katholiken verlangen: 
«—für alle P e r s o n e n . Sie müssen ein Minimum an Wohl

stand, ein Minimum an Sicherheit, ein Minimum von Kultur 
besitzen. Solange nicht alle dieses Minimum besitzen, ist es 
sinnlos von sozialer Gerechtigkeit zu sprechen; 

—für alle F a m i l i e n . Sie müssen ihre biologischen und gei
stigen Aufgaben erfüllen können ohne gezwungen zu sein, 
Private oder den Staat um Almosen zu bitten. 

—für alle K l a s s e n . Keine darf sich hinter der anderen zu
rückgesetzt fühlen, sondern alle müssen an den materiellen 
und kulturellen Gütern der Nation teilhaben können.» 
Dadurch hofft man die Beseitigung des Minderwer

tigkeitskomplexes zu erreichen: 
«—bei der A r b e i t e r k l a s s e , welche durch die schrittweise 

Verwirklichung der Demokratie... mehr und mehr an der 
Leitung des Unternehmens teil haben soll und, durch die Ge
werkschaft, mit den Interessen des organisierten Berufsver
bandes betraut werden wird; 

—bei dem B a u e r n s t a n d , der durch einen starken Berufs
verband das Bewusstsein seiner Würde und der-Wichtigkeit 
seiner sozialen Funktion zurückerhalten soll.» 
Man will also vor allem die bis jetzt von den Ver

antwortlichkeiten der Regierung ausgeschlossenen Be
völkerungsschichten sozial grossjährig machen. Das be
deutet zwar die Zurückdrängung des Finanz- und In
dustriefeudalismus, aber doch keineswegs eine Diktatur 
des Proletariates. «Jedermann», schreibt «Libérer et 
Fédérer» zu diesem Problem, «wird in jeder Frage und 
auf allen Gebieten frei sein, solange es sich einzig und 
allein um seine eigene Angelegenheit handelt. Alle 
Individuen aber und alle Körperschaften werden sich 
föderieren, sobald gemeinsame Interessen auf dem 
Spiele stehen. 

Schon in London hatte General de Gaulle gesagt, dass 
«der alte Schlendrian und die alten Formeln abgewirt
schaftet» hätten. In seiner Rede am 1. Mai 1944 Hess er 
durchblicken, dass die Gewerkschaften seiner Ansicht 
nach sehr wohl auf eine Vertretung in den öffentlichen 
Körperschaften Anrecht hätten. Sie sind in der augen
blicklich tagenden «beratenden Versammlung» vertre
ten. Diese Tatsache mag ein Anhaltspunkt für die künf
tige- Verfassungsreform bedeuten. 

'Die deutsche Frage 
In der Novembernummer der «Schweizer Monatshefte» äus

sert sich Rudolf Ritter eingehend über die deutsche Frage, die 
offensichtlich von Tag zu Tag wichtiger wird. Bei der etwas 
apodiktischen Weise, in der der Verfasser ganze Epochen der 
europäischen und insbesondere der deutschen Geschichte behan
delt, fehlt es doch in dieser verdienstvollen Arbeit nicht an dem 

Willen zu abwägender Klugheit und zur ausgleichenden Gerech
tigkeit, so viel Einseitigkeiten in einer solchen Skizze fast natur
notwendig mit unterlaufen. 

Wir können beim besten Willen an dieser Stelle uns nicht in 
Einzelheiten verlieren, immerhin sei auf einige Interessantheiten 
hingewiesen. Der Verfasser ist mit uns der Meinung, dass mań 
dem verzweifelnden deutschen. Volke nicht jede wirtschaftliche 
Möglichkeit und überhaupt nicht jede Hoffnung für die Zukunft 
nehmen dürfe. Das will man offenbar in. der grosesn Linie auch 
nicht, aber gewisse Uebertreibungen haben doch in letzter Zeit 
der nationalsozialistischen Propaganda sehr in die Hände gear
beitet. Rudolf Ritter schreibt darüber: «Gerade der Plan Morgen
thau hat den Widerstand breiter Volksschichten in Deutschland, 
die bereits innerlich kapitulationsreif waren, aufs neue belebt 
und zur blinden Wut angestachelt. Die berühmten vierzehn 
Punkte Wilsons, in denen Deutschland ein vernünftiger Friede 
in Aussicht gestellt und damit noch eine Hoffnung geblieben war, 
haben den ersten Weltkrieg wesentlich abgekürzt. Der Plan Mor
genthau hat den zweiten auf unbestimmte Zeit verlängert. Man 
sieht — auch die politische Weisheit ist zwischen den beiden 
Weltkriegen nicht grösser geworden. Uebrigens sollte man sich 
hüten, den letzten noch einigermassen vernünftigen Deutschen 
im Reich zum Antisemiten zu machen...» 

Zur Kriegsschuldfrage bemerkt Rudolf Ritter: «Wenn man 
aber schon die Frage einer Gesamtschuld des deutschen Volkes 
aufwirft, so darf man an der Tatsache einer gewissen Mitschuld 
der heutigen Ankläger nicht vorübergehen. Aus dem Tagebuch 
des amerikanischen Botschafters, William E. Dodd, das die 
Jahre 1933—37 umfasst, ergibt sich der zwingende Beweis da
für, dass die Macht der Nationalsozialisten in Deutschland von 
Franzosen, Amerikanern und Engländern gestützt und gestärkt 
worden ist. Grossindustrielle, Finanzleute und Staatsmänner je
ner Länder haben nach Dodds Zeugnis, genau wie sie früher 
den Faschismus in Italien und dann in Spanien förderten, mit 
Hilfe Hitlers nicht nur ,arbeiten wollen', sondern durch gerissene 
Propagandisten sogar versucht, ,das Naziregime dem amerika
nischen Publikum aufzuhängen'. Sie wollten .Hitler bei seinem 
Eroberungszug zur Beherrschung Europas gewähren lassen', sie 
haben riesige Mengen von Kriegsmaterial, darunter die neuesten 
Kriegsflugzeugniodelle und die wichtigsten Rohstoffe wie Oel 
und Kupfer für die deutsche Aufrüstung geliefert, um hernach 
gegen die Aufrüstung zu protestieren, ,nachdem sie für Millionen 
an Deutschland Waffen verkauft' hatten. Es ist begreiflich, dass 
die Männer, die ,auch blutbefleckte Hände drückten', die trotz 
einem militärischen Schutz und Trutzbündnis die Tschechoslo
wakei verrieten, jetzt nicht gern an jene schmachvollen Zeiten 
erinnert werden wollen.» Es geht noch weiter im gleichen Text 
über die. französischen Munitionsfabrikanten, die Hitler zur Macht 
verholfen haben, über die Auswirkungen des deutschrussischen 
Vertrages, der Hitler freie Hand Hess gegenüber Polen, Frank
reich, Norwegen, Holland und Belgien, der zudem die illegale 
Opposition in Deutschland aus dem Geleise warf, und dann.heisst 
es: «Leute, die den Verkauf von Waffen für wichtiger hielten 
als die Erhaltung des Weltfriedens, haben jetzt kein Recht, auf 
das deutsche Volk in seiner Gesamtheit Steine zu werfen. Die 
von deutschen Kriegsverbrechern begangenen Untaten müssen 
und werden gesühnt werden, darüber ist kein Zweifel erlaubt. 
Aber man hüte sich davor, die Opfer der Tyrrannei mit den 
Verbrechern in einen Topf zu tun und die Deutschen samt und 
sonders zu Bösewichten und Barbaren zu stempeln! Böcke und 
Schafe müssen voneinander geschieden werden. Das allein ver
dient den Namen Gerechtigkeit.» 

Ein wenig eingehen müssen wir auf den Vorwurf Rudolf Rit
ters gegen die Haltung der Katholiken und Protestanten. Der 
Verfasser schreibt: «Auch die Kirchen haben völlig versagt. Die 
katholische Kirche schloss unter dem verhängnisvollen Einfluss 
des deutschen Prälaten und Zentrumsführers Dr. Kaas und mit 
voller Billigung des jetzigen Papstes trotz Judenverfolgung und 
Konzentrationslagergreueln mit dem Nationalsozialismus ein 
Reichskonkordat ab und machte ihn dadurch hoffähig. Die katho
lische Zentrumspartei, die schon im Sommer 1932 die Bildung 
einer Reichsregierung mit den Nationalsozialisten angestrebt 
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hatte, stimmte im Marz 1933 geschlossen für das Ermächtigungs
gesetz. Deutsche Bischöfe Hessen sich von Göring zu preussi-
schen Staatsräten ernennen. Die protestantischen Landeskirchen 
aber, die schon in der Wilhelminischen Zeit infolge der Vereini
gung des Obersten Kirchenhauptes mit der Person des Landes
fürsten oft einem blinden Nationalismus ergeben waren, huldig
ten jetzt freudig dem Nationalsozialismus und gaben in der Ver
einigung der ,deutschen Christen' die Grundlehren des Christen
tums preis. Erst als der nationalsozialistische totale Staat seine 
Ansprüche auf das kirchliche Leben ausdehnte, fanden sich die 
Kirchen beiderlei Bekenntnisses zu dem Satze zurück, dass man 
Gott mehr als dem Menschen gehorchen müsse.» 

Dazu sei folgendes bemerkt: Was die Zentrumspartei, die 
immer Wert darauf gelegt hat, eine politische und nicht eine 
katholische Partei zu sein, in dieser Sache getan oder unter
lassen hat, kann in keiner Weise auf das Konto der katholischen 
Kirche gesetzt werden. Uebrigens haben die massgebenden Stel
len und Persönlichkeiten es stets abgelehnt, mit den National
sozialisten eine Regierung zu bilden. Stimmten die Reste der Par
tei geschlossen für das Ermächtigungsgesetz, so doch nur auf 
die feierlich gegebene Garantie hin, es werde die religiöse Frei
heit nicht angetastet werden. Diese Garantie sollte vom «Führer» 
selbst handschriftlich gegeben werden, was versprochen, aber 
nicht eingehalten wurde, sodass die Partei das Opfer eines hin
terlistigen Betruges wurde. Was das Konkordat angeht, so war 
es ja zunächst einmal gar nicht mehr nötig, den Nationalsizialis-
mus hoffähig zu machen, wo ihm doch nach der Meinung des 
Verfassers die angesehensten Persönlichkeiten aus aller Welt 
schon die noch so blutbefleckten Hände drückten. Das Konkor
dat wurde übrigens nicht mit der nationalsozialistischen Bewe
gung, sondern mit der Reichsregierung geschlossen. Wir müssen 
Rudolf Ritter schon bitten, die Einleitung der Enzyklika «Mit bren
nender Sorge» nachzulesen, die über die sehr triftigen Gründe 
Auskunft gibt, die schliesslich zum Abschluss des Konkordates 
geführt haben. Sollen wir dazu noch einmal wiederholen, dass 
Konkordate keine Billigung der Weltanschauung bedeuten, zu 
denen sich die betreffenden Reichsregierungen bekennen? Müs
sen wir ferner noch darauf hinweisen, dass -der Inhalt des Kon
kordates schon in seiner Substanz eine totale Ablehnung des 
Nationalsozialismus darstellt? Dass neben den negativen Folgen 
und Begleiterscheinungen auch das Positivum steht, dass doch 
die ihrem Wesen nach antinationalsozialistische Kirche noch einen 
Rechtsboden im Dritten Reiche behielt, dass sie diesem Konkor
dat zum Teil doch auch den Fortbestand als Organisation ver
dankt ,dass sie doch noch einen staatsfreien Bereich darstellte, 
der sich gegen das neuheidnische Gift sichern Hess? Nicht Bi
schöfe sind Staatsräte geworden, sondern einzig und allein der 
Bischof von Osnabrück. Er nahm das Amt an, nicht weil er na
tionalsozialistisch dachte, sondern in der Hoffnung, es werde 
ihm dadurch Gelegenheit gegeben, noch manchen Verfolgten zu 
helfen und dies und das noch zu retten. Was die protestantischen 
Landeskirchen angeht, so hat es in ihnen nicht nur einen Nie
möller, sondern eine Reihe von führenden Persönlichkeiten in 
allen Schichten gegeben, die mannhaft Widerstand, geleistet 
haben. Man kann die protestantischen Landeskirchen nicht mit 
den «Deutschen Christen» gleichsetzen, und es gab wohl über
haupt keine gläubigen Protestanten, die nicht die Komödie mit 
dem sogenannten Reichsbischof Müller als eine unwürdige Farce 
betrachtet hätten. 

Der Satz endlich, es hätten die Kirchen beiderlei Bekenntnisses 
erst nach dem Eingriff des totalen Staates in das kirchliche Le
ben selber zu dem Gebot zurückgefunden, dass man Gott mehr 
als den Menschen gehorchen müsse, kann von uns nicht scharf 
genug zurückgewiesen werden. Es ist schon darum nicht so, weil 
derartige Eingriffe bereits in den ersten Stadien der Verfolgung 
vorhanden waren. Was wichtiger ist, es hat keinen Augenblick 
gegeben, in dem nicht die katholische Kirche Deutschlands und 
in ihrer Weise auch gläubige Protestanten den Rassismus und 
Sein Neuheidentum grundsätzlich und praktisch bekämpft hät
ten. Und so stellt denn die Behauptung Rudolf Ritters: «Auch die 
Kirchen haben völlig versagt», objektiv eine schwere Verleum
dung dar, die weder geschichtlich noch menschlich' zu rechtfer
tigen ist. Wir erachten es für unausweichlich, dass die Redaktion 

der «Schweizer Monatshefte» ihres Rufes und ihrer Ehre wegen 
dafür sorgt, dass diese schwere Verleumdung zurückgenommen 
werde. Fühlt denn Herr Ritter nicht, wie menschlich roh — 
von der wissenschaftlichen Verantwortungslosigkeit zu schwei
gen — seine unwahre Behauptung ist angesichts der Hunderte 
und Tausende von Christen, die in Deutschland und in den be
setzten Gebieten sich ihres Glaubens wegen haben foltern und 
verfolgen lassen, angesichts all dieser entsetzlichen Opfer, die 
doch wohl Anspruch darauf hätten, ihres Heldenkampfes wegen 
nicht in die hässliche Zone niedrigster Verleumdung gezerrt zu 
werden! Gäbe es in Deutschland heute kein Christentum mehr, 
dann müsste man tatsächlich an diesem Volke verzweifeln, und 
es gäbe keine Erziehungsmethode mehr, von der man sich eine 
Wandlung der Gesinnung in diesem Lande versprechen könnte. 

In diesem Zusammenhang sei noch angefügt, dass uns eine 
englische Agentur eine sehr schmerzliche Nachricht übermittelt 
hat. In dem von den Alliierten bis jetzt befreiten Teilen von 
Holland soll kaum eine katholische Kirche noch stehen oder we
nigstens nicht schwer beschädigt sein. Während eine gehässige 
Propaganda die absolute Gegnerschaft von Kirche und totalitären 
Systemen in Abrede stellt und mit der Hellsichtigkeit einer fana
tischen Gesinnung in dem grossartigen Kulturkampf, den die ka
tholische Kirche gegen den Rassismus geführt hat, jede kleine 
menschliche Schwäche aufspürt, beweisen die Tatsachen von Tag 
zu Tag immer deutlicher, dass alles in allem gerade die katholi
sche Kirche in den düsteren Zeiten, die wir durchleben, noch der, 
beste Anwalt und der sicherste Hort der abendländischen Zivili
sation ist und bleibt. Gerade Rom ist heute die letzte Hoffnung 
aller jener, die weder von Berchtesgaden noch von Moskau eine 
Erlösung erhoffen. 

erfahrungen internationaler 
Erziehungsarbeit 

Die Forderung nach Umerziehung eines Volkes oder der Völ
ker wird heute nicht zum ersten Mal gestellt. Im Laufe der 
Geschichte wurden schon verschiedene Ansätze gemacht, auf 
internationaler Basis der Erziehung in den einzelnen Ländern 
eine gemeinsame Zielsetzung zu geben. Es dürfte heute von 
besonderer Wirchtigkeit sein, den Erfolg oder Misserfolg dieser 
Versuche zu studieren und ihre Ursachen blosszulegen. Die Er
gebnisse könnten auch wegweisend sein für moderne Pläne, in 
die Erziehung eines fremden und feindlichen Volkes einzugreifen. 
Gerade zur rechten Zeit erscheint deshalb ein 303 S. umfassen
des Buch mit dem Titel «Les Précurseurs du Bureau Internatio
nal d'Education» von Dr. P. Rossello, herausgegeben vom inter
nationalen Erziehungsamt in Genf (Veröffentlichung Nr. 80). Da
rin werden die früheren Versuche internationaler Zusammen
arbeit in der Erziehung untersucht und auf ihren Erfolg geprüft. 
Verfolgen wir kurz die Ergebnisse dieser verdienstvollen Arbeit. 

Rossello.unterscheidet zwei Arten von Ansätzen internatio
naler erzieherischer Zusammenarbeit: solche mit ideologischer 
und solche mit rein technischer Zielsetzung. 

Die Versuche mit i d e o l o g i s c h e r Zielsetzung beabsich
tigten vor allem die Erziehung der Jugend aller Völker im Sinne 
des P a z i f i s m u s und der internationalen Verständigung. Sie 
liegen in Epochen drohender Kriegsgefahr oder in Nachkriegs
zeiten besonders nahe. Um die Jahrhundertwende sind hier die 
Bemühungen des Holländers Molkenboer und des Deutschen 
Kürnig, später des Ungarn Kemény und der Amerikanerin Fannie 
Fern Andrews zu nennen. Sie wirkten alle vor dem ersten Welt
krieg. Ein greifbarer Erfolg blieb ihnen nicht beschieden. Nur 
der Amerikanerin Fannie Fern Andrews wäre es beinahe gelun
gen, im September 1914 eine internationale Erziehungskonferenz 
im Haag zu organisieren. Der Ausbruch des Krieges hat sie dann 
aber verunmöglicht. 

In den auf den Krieg folgenden Friedensverhandlungen und 
in den ersten Jahren des Völkerbundes wurde der Gedanke, die 
Erziehung der internationalen Verständigung dienstbar zu ma
chen, wieder aufgenommen. Er war getragen von der damals 
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herrschenden pazifistischen Welle. Der Erfolg blieb wiederum 
aus. Die «Schweizer Erziehungsrundschau» (Aug. 1944) bemerkt 
dazu, zugleich die Gründe des Misserfolges nennend: «Auf kei
nem Gebiete wie auf dem der Schule sind die Staaten wohl so 
sehr bedacht, ihre Autonomie zu wahren. Sie ist zu sehr mit 
dem ureigensten Leben einer Nation verwachsen, als dass man 
sich von aussen Vorschriften machen lassen möchte, selbst wenn 
diese mit den eigenen Ansichten konform gingen. Wir Schwei
zer, mit der kantonalen und sogar S'îhr weitgehenden Gemeinde
autonomie in Schulsachen, können dies wohl am besten ver
stehen». 

Erfolgreicher waren die Bestrebungen internationaler erzie
herischer Zusammenarbeit mit rein t e c h n i s c h e n Zielen, wie 
gegenseitige Information, Austausch von Erfahrungen und Mit
teilung der verschiedensten Erziehungsmethoden. In diesem Sinne 
arbeitet seit 1926 mit Erfolg das internationale Erziehungsamt 
in Genf, das vor dem Krieg jährlich eine internationale Erzie
hungskonferenz organisierte, die Vertreter aus etwa 40 Staaten 
besuchten. Es vermeidet jede ideologische Einflussnahme in die 
Erziehungsarbeit fremder Völker, es will einfach nur dienen. Da
durch hat es sich das Vertrauen und die Förderung der meisten 
Nationen erworben. 

Die gemachten Erfahrungen stellen somit den heute von 
neuem aufgelebten Bestrebungen internationaler Erziehungsarbeit 
mit ausgesprochen ideologischer Zielsetzung — man spricht ja 
von Umerziehung — eine wenig günstige Prognose. Vielleicht 
kann man sagen, der verbuchte Misserfolg gründe sich auf der 
einseitig p a z i f i s t i s c h e n Zielsetzung bisheriger Versuche, 
bei denen die nationalen Ziele der verschiedenen Staaten ganz 
ausser ' Acht gelassen wurden, gibt es doch auch berechtigte 
nationale Aufgaben, die erst durch Zusammenwirken, gegensei
tiges Ein -und Unterordnen zu einer organischen und harmoni
schen internationalen Ordnung führen können. Jedenfalls deuten 
die oben gemachten Beobachtungen darauf hin, dass eine Um
erziehung nur dann von Erfolg, gekrönt sein kann, wenn, sie mit 
äusserstem Takt vor den Gefühlen des fremden Volkes diesem 
eine positive, ihm entsprechende Aufgabe zu zeigen vermag, 
wie wir dies in Nr. 19 S. 222 ff und an verschiedenen Stellen 
unserer Rubrik ex urbe et orbe bereits angedeutet haben. Im 
übrigen haben in den letzten Jahren die totalitären Systeme 
reiches Material zum Problem der Umerziehung fremder Völker 
geliefert. Zum wenigsten im negativen Sinn, d. h. wie man es 
nicht machen darf, sollten die hier gesammelten Erfahrungen 
auch bei künftigen Umerziehungsplänen aufmerksames Studium 
erfahren. 

)eue Diskussion um alte probleme 
(Fortsetzung) 

III. Arnold Heim und die katholischen Missionen. 

Was für die Kirchengeschichte im grossen gilt, das 
wiederholt sich im kleinen in der Behandlung des M i s-
s4-;P n s w„e r k e,s. bei,. Heim.. .Auch hier fehlt es .nicht 
ganz an anerkennenden Urteilen, besonders für die cari-
tative Tätigkeit (S. 278, 286), aber im übrigen finden 
sich auch hier dieselben Einseitigkeiten und ein ebenso 
verfehltes negatives Schlussurteil. 

Höchst befremdend ist wieder die Auswahl der 
Q u e l l e n . Vieles ist einfach übernommen aus einer 
Schmähschrift völlig unwissenschaftlicher Art — dem 
Buche des Nationalsozialisten Alfred Miller «Völker
entartung unter dem Kreuz. Der abendländische Geistes-
poiyp als Fluch der Welt» (S. 269), mit dessen Welt
anschauung doch Heim sonst durchaus (siehe S. 270; 
vgl. auch S. 197) nicht sympathisiert, und aus anderen 
tendenziösen Schriften (vgl. S. 271, 288). Als Quelle 
für die Situationsschilderung in Mexiko bei der Erobe
rung durch Fernando Cortez dient — nicht etwa ein 
ernsthaftes Geschichtswerk, sondern — das «histori
sche» Drama von Gerhart Hauptmann: «Der weisse 
Heiland»!! (S. 277.) Dazu werden auch diese fragwür
digen Quellen manchmal noch verkehrt zitiert oder 
falsch verstanden (S. 271—273, 279). Das S c h l u s s 
u r t e i l über die Missionen ist restlos ablehnend : 

«Die Methoden sind meist verfehlt, die direkten oder indirek
ten Ergebnisse für die Eingeborenen verderblich. Sie werden aus 
ihrer Tradition entwurzelt und der Zivilisation mit all ihren La
stern entgegengeführt und gehen daran zugrunde.» (S. 286.) 

Die Folgerung ist, dass die Naturvölker unter eine 
Art internationalen Naturschutz gestellt und von der 
Berührung mit den Weissen, auch den Missionen, die 
ihr Glück zerstören, bewahrt werden sollen (S. 285 bis 
287) ; ja an Stelle der Mission soll eine Art Antimission 
treten ; man sollte bei gesunden Menschen fremder Län

der in die Lehre gehen, um nach den gemachten Erfah
rungen die europäischen Völker zu belehren (S. 287). 

Wie steht es nun um dié angeblichen Tatsachen, auf 
die sich Heim beruft? Die von ihm erhobenen Anklagen 
auf Grund "der Missionsgeschichte werden Von Kilger 
eingehend geprüft (S. 270—281), desgleichen die heuti
gen Missionsprobleme (S. 281—290), wobei sich man
che grotesken Irrtümer und ungerechtfertigten Verall
gemeinerungen9 herausstellen. Auch erhält man aus den 
Gewährsmännern, auf die er sich gern beruft, bei ge
nauerem Zusehen doch ein ganz anderes Bild von dem 
angeblichen Glückszustand der Heiden. So schreibt der 
von Heim sehr hochgeschätze Arzt Prof. Albert Schweit
zer über sein westafrikanisches Arbeitsgebiet: 

«Der Europäer wird nie begreifen können, wie grausig das 
Leben der armen Menschen ist, die ihre Tage in Furcht vor Fe
tischen, die gegen sie benutzt werden können, hinbringen. Nur 
wer dieses Elend aus der Nähe angesehen hat, wird verstehen, 
dass es Menschenpflicht ist, den primitiven Völkern eine neue 
Weltanschauung zu bringen, um sie von dem quälenden Wahne 
zu. befreien. In dieser Hinsicht würden auch die grössten Skep
tiker, einmal an Ort und Stelle, Freunde der Mission werden.» 
(S. 286.) Und ferner: «Das Christentum ist für ihn (den Kongo-
Neger) das Licht, das in die Finsternis der Angst scheint. Es 
versichert ihn, dass er nicht der Gewalt von Naturgeistern, 
Ahnengeistern und Fetischen ausgeliefert ist, und dass kein 
Mensch unheimliche Macht über den andern besitzt, sondern dass 
in allem Geschehen nur der Wille Gottes waltet...» (S. 289.) 

Dass die Berührung mit den Europäern viel Unheil 
über die Naturvölker gebracht hat, dass die Kolonial
geschichte viele dunkle Kapitel aufweist, ist nur allzu 
bekannt. Aber ungerecht ist es, alles Unheil der Mission 
und der Kirche zuzuschreiben (S. 276), die doch so kraft
voll für den Schutz der Eingeborenen eingetreten sind, 
z. B. in Amerika, wie Heim selbst anerkennt (S. 278 f.). 
Und spricht er nicht auch vom «Herzeleid der Missio
nare» wegen schlechter Kolonisten und gewissenloser 
Ausbeuter (S. 286)? 


